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wöhnlicher Reisepässe zwischen Österreich und Uruguay.

(Übersetzung)

Österreichische Gesandtschaft
Montevideo
Zl. 4299-A/61

6. Juli 1961

Herr Minister!

Ich beehre mich, mich auf die geschätzte Note
Eurer Exzellenz SM-13/960 vom 11. Jänner 1960
zu beziehen, mit welcher Sie die Freundlichkeit
hatten mir mitzuteilen, daß die Regierung der
Republik Uruguay mit Dekret vom 17. Dezem-
ber 1959 beschlossen hat, österreichischen Staats-
angehörigen die für vorübergehende Einreise vor-
gesehenen Erleichterungen, wie diese im Dekret
vom 5. November 1959 eingeführt wurden, ein-
zuräumen, um Eure Exzellenz meinerseits zu
informieren, daß die österreichische Bundes-
regierung, nachdem sie mit großer Befriedigung
von diesen Begünstigungen Kenntnis nahm, be-
schlossen hat, in analoger Weise uruguayische
Staatsangehörige, die sich als Touristen nach
Österreich begeben, unter den nachstehenden Be-
dingungen von der Notwendigkeit der Beibrin-
gung eines konsularischen Sichtvermerkes zu be-
freien.

Artikel 1

Uruguayische Staatsangehörige, die einen gül-
tigen uruguayischen Reisepaß besitzen, können
in das Gebiet der Republik Österreich ohne
Sichtvermerk einreisen.

Artikel 2

Uruguayische Staatsangehörige, die gemäß
Art. 1 eingereist sind, können sich bis zur Dauer
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von drei Monaten in Österreich aufhalten. Eine
Verlängerung der Aufenthaltsberechtigung kann
von den österreichischen Behörden bewilligt
werden.

Uruguayische Staatsangehörige, die zu einem
Aufenthalt in der Dauer von mehr als drei
Monaten nach Österreich einreisen wollen, sind
von der vorstehenden Begünstigung ausgenom-
men und benötigen für die Einreise einen kon-
sularischen Sichtvermerk.

Artikel 3

Diese Begünstigungen finden keine Anwendung
auf uruguayische Staatsangehörige, die sich nach
Österreich in der Absicht begeben wollen, dort
einen Beruf oder eine entgeltliche oder auf Er-
werb gerichtete Tätigkeit auszuüben.

Artikel 4
Die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges be-

freit die uruguayischen Staatsangehörigen nicht
von der Verpflichtung, die österreichischen Ge-
setze und sonstigen Vorschriften, betreffend die
Einreise und den Aufenthalt, einzuhalten.

Die zuständigen österreichischen Behörden be-
halten sich das Recht vor, Personen, die sie als
unerwünscht ansehen oder die sich gegen die vor-
stehenden Bestimmungen vergehen, die Einreise
in das Gebiet der Republik Österreich oder den
Aufenthalt auf demselben zu verweigern.

Artikel 5

Die vorstehenden Bestimmungen werden am
1. September 1961 in Kraft treten. Die öster-
reichische Bundesregierung behält sich das Recht
vor, die vorübergehende oder dauernde Auf-
hebung der gewährten Erleichterungen zu ver-
fügen, in welchem Falle die getroffene Maßnahme
unverzüglich der Regierung der Republik Uru-
guay auf diplomatischem Weg bekanntzugeben
ist.

Im Hinblick darauf, daß die uruguayische Re-
gierung österreichischen Staatsangehörigen mit
Wirkung vom gleichen Tage analoge Erleich-
terungen gewährt, betrachtet die österreichische
Bundesregierung den Inhalt des am heutigen Tage
erfolgenden Notenwechsels als eine Vereinbarung
zwischen den beiden Regierungen.

Ich benütze die Gelegenheit, um Eurer Ex-
zellenz die Versicherung meiner besonderen und
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Dr. Wolfgang Höller m. p.
Österreichischer Gesandter

Seiner Exzellenz
Herrn Homero Martinez Montero,
Kpt. z. S.
Minister für Auswärtige Angelegenheiten
Montevideo
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(Übersetzung)

Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten
Montevideo

Sekret des Ministers
Zl. 98/61

Montevideo, 6. Juli 1961

Herr Gesandter!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz den Erhalt
Ihrer Note Nr. 4299-A/61 vom 6. Juli 1961 zu
bestätigen, mit welcher Sie die Freundlichkeit
hatten, mich — im Zusammenhang mit der Ihnen
in meiner früheren Note Zl. SM-13/960 vom
11. Jänner 1960 gemachten Mitteilung — über
die Art der Erleichterungen für vorübergehende
Einreise zu informieren, die die österreichische
Bundesregierung auf Grund der Gegenseitigkeit
beschlossen hat, uruguayischen Staatsangehörigen,
die vorübergehend bis zu drei Monaten öster-
reichisches Staatsgebiet besuchen wollen, zu ge-
währen, wobei sie von der Beibringung eines
konsularischen Sichtvermerks befreit sind; ebenso
wie über die allgemeinen Bedingungen, denen
uruguayische Staatsangehörige unterworfen sind,
die nach Österreich auf Grund der ihnen dieserart
zugestandenen besonderen Vorteile einreisen.

Ich freue mich, Eurer Exzellenz nunmehr die
entsprechenden, österreichischen Staatsangehö-
rigen von der uruguayischen Regierung gemäß
Dekret vom 17. Dezember 1959 gewährten Er-
leichterungen wie folgt zu bestätigen:

a) Österreichische Staatsangehörige sowie
deren Ehegattinnen und minderjährige Kinder,
die einen gültigen österreichischen Reisepaß be-
sitzen, können ohne Sichtvermerk nach Uruguay
einreisen.

b) Österreichische Staatsangehörige, die gemäß
Punkt a) eingereist sind, können sich bis zur
Dauer von drei Monaten in Uruguay aufhalten.
Eine Verlängerung der Aufenthaltsberechtigung
kann einmalig und für einen gleichen Zeitraum
von den uruguayischen Behörden gewährt wer-
den.

Österreichische Staatsangehörige, die in das
Gebiet der Republik Uruguay in der Absicht
einzureisen wünschen, dort für einen längeren
als den oben angeführten Zeitraum zu verbleiben,
sind von der vorstehenden Begünstigung aus-
genommen; in diesem Fall haben ihre Einreise-
Anträge den gültigen uruguayischen Bestim-
mungen zu entsprechen.

c) Die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges
befreit die österreichischen Staatsangehörigen
nicht von der Verpflichtung, uruguayische Ge-
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setze und Vorschriften, betreffend die Einreise
und den Aufenthalt von Ausländern nach be-
ziehungsweise in Uruguay, einzuhalten.

Die zuständigen uruguayischen Behörden be-
halten sich das Recht vor, die Einreise in das
Gebiet der Republik Uruguay oder den Auf-
enthalt in derselben jenen Personen zu verwei-
gern, die sie als unerwünscht betrachten oder die
sich gegen die vorstehenden Bestimmungen ver-
gehen.

d) Die vorstehenden Bestimmungen werden am
1. September 1961 in Kraft treten. Die Regierung
der Republik Uruguay behält sich das Recht vor,
die vorübergehende oder dauernde Aufhebung
der gewährten Erleichterungen zu verfügen; in
diesem Fall ist die getroffene Maßnahme unver-
züglich der österreichischen Bundesregierung auf
diplomatischem Weg bekanntzugeben.

Im Hinblick darauf, daß die österreichische
Bundesregierung den uruguayischen Staatsange-
hörigen mit Wirkung vom gleichen Tage analoge
Erleichterungen gewährt, betrachtet die uruguay-
ische Regierung die gegenseitigen, den Reisenden
des einen und des anderen Staates eingeräumten
Erleichterungen als zugestanden.

Ich erneuere Eurer Exzellenz die Versicherung
meiner besonderen Hochachtung.

Homero Martínez Montero m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Wolfgang Höller,
außerordentlicher Gesandter und
bevollmächtigter Minister
Österreichs

Gorbach

224.

(Übersetzung)

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER KÖ-
NIGLICH GRIECHISCHEN REGIERUNG
ÜBER DEN GEWERBLICHEN PLAN-

MÄSSIGEN LUFTVERKEHR

Die Österreichische Bundesregierung und die
Königlich Griechische Regierung, im vorliegenden
Abkommen in der Folge die Vertragschließenden
Teile genannt, welche beide das Abkommen über
die internationale Zivilluftfahrt, das am 7. De-
zember 1944 in Chicago zur Zeichnung aufgelegt
wurde, im gegenständlichen Abkommen in der
Folge „Konvention" genannt, ratifiziert haben,
haben, von dem Wunsche geleitet, für den ge-
werblichen planmäßigen Luftverkehr zwischen
ihren Gebieten und darüber hinaus Abmachungen
zu treffen, folgendes vereinbart:
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Artikel 1. Definitionen

(1) Für die Anwendung des vorliegenden Ab-
kommens und dessen Anhang haben die folgen-
den Ausdrücke nachstehende Bedeutung, sofern
nicht im Texte ausdrücklich anderes festgesetzt
ist:

a) „Luftfahrtbehörden" bedeutet im Falle der
Österreichischen Bundesregierung das Bun-
desministerium für Verkehr und Elektri-
zitätswirtschaft und im Falle der Königlich
Griechischen Regierung die Zivilluftfahrt-
verwaltung des Ministeriums für Verkehr
und öffentliche Arbeiten oder in beiden
Fällen irgendeine andere Behörde, die zur
Ausübung der gegenwärtig von diesen Be-
hörden ausgeübten Funktionen berechtigt
ist;

b) „namhaft gemachtes Fluglinienunterneh-
men" bedeutet das Fluglinienunternehmen,
das einer der Vertragschließenden Teile
durch schriftliche Benachrichtigung dem an-
deren Vertragschließenden Teile gemäß Ar-
tikel 3 dieses Abkommens als Fluglinien-
unternehmen namhaft gemacht hat, welches
die internationalen Fluglinien auf den im
Anhang zum vorliegenden Abkommen fest-
gelegten Strecken zu befliegen hat.

(2) Die Ausdrücke „Gebiet", „Fluglinien",
„internationale Fluglinien" und „nichtgewerbs-
mäßige Landungen" haben für die Anwendung
des vorliegenden Abkommens die in Artikel 2
und 96 der Konvention festgelegte Bedeutung.

Artikel 2. Flugverkehrsrechte

(1) Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
anderen Vertragschließenden Teil die im vor-
liegenden Abkommen umschriebenen Rechte zum
Zwecke der Errichtung regelmäßiger internatio-
naler Fluglinien auf den im Anhang zum vor-
liegenden Abkommen festgelegten Flugstrecken.
In der Folge werden diese Fluglinien und Flug-
strecken „vereinbarte Fluglinien" beziehungsweise
„festgelegte Flugstrecken" genannt. Die von
jedem Vertragschließenden Teil namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen genießen wäh-
rend des Betriebes einer vereinbarten Fluglinie
auf einer festgelegten Flugstrecke folgende Rechte:

a) das Gebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles ohne Landung zu überfliegen;

b) im genannten Gebiet Landungen zu nicht-
gewerbsmäßigen Zwecken durchzuführen;

c) im genannten Gebiet an den im Anhang
zum vorliegenden Abkommen für diese
Strecke festgelegten Punkten zu landen, um
im Rahmen des internationalen Luftver-
kehrs Fluggäste, Fracht und Post abzusetzen
oder aufzunehmen.

(2) Keine Bestimmung in Absatz 1 dieses Ar-
tikels ist so auszulegen, daß dem Fluglinienunter-
nehmen eines Vertragschließenden Teiles das
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Recht gewährt wird, im Gebiet des anderen Ver-
tragschließenden Teiles Fluggäste, Fracht oder
Post, die für einen anderen Ort im Gebiet des
anderen Vertragschließenden Teiles bestimmt
sind, zur entgeltlichen Beförderung aufzuneh-
men.

Artikel 3. Erforderliche Bewilligungen

(1) Jeder Vertragschließende Teil hat das
Recht, dem anderen Vertragschließenden Teil
ein Fluglinienunternehmen für den Betrieb der
vereinbarten Fluglinien auf den festgelegten Flug-
strecken schriftlich namhaft zu machen.

(2) Nach Erhalt der Namhaftmachung hat der
andere Vertragschließende Teil vorbehaltlich der
Bestimmungen der Absätze 4 und 5 dieses Ar-
tikels den namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen unverzüglich die entsprechende Betriebs-
bewilligung zu erteilen.

(3) Jeder Vertragschließende Teil hat das
Recht, durch schriftliche Benachrichtigung des
anderen Vertragschließenden Teiles die Namhaft-
machung eines Fluglinienunternehmens zurück-
zuziehen und ein anderes Fluglinienunternehmen
namhaft zu machen.

(4) Die Luftfahrtbehörden eines Vertragschlie-
ßenden Teiles können von einem durch den
anderen Vertragschließenden Teil namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen den Nachweis
verlangen, daß es in der Lage ist, den Anfor-
derungen jener Gesetze und Verordnungen zu
entsprechen, die von diesen Luftfahrtbehörden
normaler- und billigerweise gemäß den Bestim-
mungen der Konvention auf den Betrieb von
internationalen Fluglinien angewendet werden.

(5) Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
die Erteilung der in Absatz 2 dieses Artikels
bezeichneten Betriebsbewilligung zu verweigern
oder dem Fluglinienunternehmen für die Aus-
übung der in Artikel 2 bezeichneten Rechte die
von ihm erforderlich erachteten Bedingungen
aufzuerlegen, wenn ihm nicht nachgewiesen wird,
daß ein wesentlicher Teil des Eigentums und die
tatsächliche Kontrolle dieses Fluglinienunterneh-
mens bei dem Vertragschließenden Teil, der das
Fluglinienunternehmen namhaft gemacht hat,
oder seinen Staatsangehörigen liegen.

(6) Ein auf diese Weise namhaft gemachtes
und zugelassenes Fluglinienunternehmen kann
jederzeit den Betrieb der vereinbarten Fluglinien
aufnehmen, vorausgesetzt, daß ein gemäß den
Bestimmungen des Artikels 9 des vorliegenden
Abkommens erstellter Tarif in bezug auf diese
Fluglinie in Kraft gesetzt ist.

Artikel 4. Kapazitätsvorschriften

(1) Dem Fluglinienunternehmen jedes Vertrag-
schließenden Teiles soll in gerechter und gleicher
Weise Gelegenheit zum Betrieb einer jeden im
Anhang zum vorliegenden Abkommen fest-
gelegten Flugstrecke gegeben werden.
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(2) Beim Betrieb internationaler Fluglinien auf
den im Anhang festgelegten Flugstrecken soll das
Fluglinienunternehmen eines Vertragschließenden
Teiles die Interessen des namhaft gemachten
Fluglinienunternehmens des anderen Vertrags-
staates berücksichtigen, damit die von letzterem
auf den gleichen Flugstrecken oder Teilen hievon
betriebenen Fluglinien nicht ungebührlich be-
einträchtigt werden.

(3) Das von den namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen bereitgestellte Verkehrs-
angebot ist der Verkehrsnachfrage auf den fest-
gelegten Flugstrecken anzupassen.

Das namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
jedes Vertragschließenden Teiles hat es als seine
Hauptaufgabe anzusehen, ein angemessenes Ver-
kehrsangebot zur Verfügung zu stellen, das bei
angemessener Ausnützung ausreicht, die jeweilige
normalerweise voraussehbare Verkehrsnachfrage
zur Beförderung von Fluggästen, Fracht und Post
zwischen dem Gebiet des Vertragschließenden
Teiles, der das Fluglinienunternehmen namhaft
gemacht hat, und dem letzten Bestimmungsland
des Verkehrs zu decken.

Das Recht zur Beförderung von Fluggästen,
Fracht und Post, die in dritten Staaten aufgenom-
men oder abgesetzt werden, soll nach dem all-
gemeinen Grundsatz ausgeübt werden, daß sich
die Kapazität richtet nach:

a) der Verkehrsnachfrage nach und von dem
Gebiet des Vertragschließenden Teiles, der
das Fluglinienunternehmen namhaft ge-
macht hat;

b) der Verkehrsnachfrage in den vom Flug-
linienunternehmen durchflogenen Gebieten
unter Berücksichtigung örtlicher und regio-
naler Dienste;

c) den Erfordernissen eines wirtschaftlichen
Betriebes des Durchgangsverkehrs.

Artikel 5. Bewilligung von Flugplänen und Luft-
fahrzeugtypen

Das namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
jedes Vertragschließenden Teiles soll zum Zwecke
der Bewilligung der Luftfahrtbehörde des an-
deren Vertragschließenden Teiles nicht später als
dreißig Tage vor Eröffnung einer Fluglinie auf
einer im Anhang zu dem vorliegenden Abkom-
men festgelegten Strecke die Flugpläne und die
Typen der zum Einsatz gelangenden Flugzeuge
bekanntgeben. Dies gilt auch für spätere Än-
derungen.

Artikel 6. Widerruf und Untersagung

(1) Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
eine Betriebsbewilligung zu widerrufen oder
einem vom anderen Vertragschließenden Teil
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen die
Ausübung der in Artikel 2 des vorliegenden
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Abkommens umschriebenen Rechte zu unter-
sagen oder ihm bei der Ausübung dieser Rechte
solche Bedingungen aufzuerlegen, die er für not-
wendig erachtet:

a) wenn ihm nicht nachgewiesen wird, daß
ein wesentlicher Teil des Eigentums und
die tatsächliche Kontrolle dieses Fluglinien-
unternehmens bei dem Vertragschließenden
Teil, der das Fluglinienunternehmen nam-
haft gemacht hat, oder seinen Staatsange-
hörigen liegen

b) wenn dieses Fluglinienunternehmen es
unterläßt, die Gesetze und Verordnungen
des Vertragschließenden Teiles, der diese
Rechte gewährt, zu befolgen,

c) wenn das Fluglinienunternehmen es in an-
derer Weise unterläßt, den Betrieb gemäß
den im vorliegenden Abkommen vorge-
schriebenen Bedingungen durchzuführen.

(2) Falls kein sofortiger Widerruf, sofortige
Aufhebung oder Auferlegung der in Absatz 1
dieses Artikels erwähnten Bedingungen erforder-
lich ist, um weitere Verstöße gegen Gesetze oder
Verordnungen zu verhindern, soll dieses Recht
erst nach Fühlungnahme mit dem anderen Ver-
tragschließenden Teil ausgeübt werden.

Artikel 7. Befreiung von Zöllen und anderen
Abgaben

(1) Die von den namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen beider Vertragschließender
Teile auf internationalen Fluglinien verwendeten
Luftfahrzeuge sowie deren gewöhnliche Aus-
rüstung, Kraft- und Schmierstoffvorräte und
Bordvorräte (einschließlich Nahrungsmittel, Ge-
tränke und Tabak) sind bei Ankunft in dem
Gebiet des anderen Vertragschließenden Teiles
von allen Zöllen, Untersuchungsgebühren und
anderen Abgaben und Steuern befreit, voraus-
gesetzt, daß die Ausrüstung und Vorräte bis zur
Wiederausfuhr an Bord des Luftfahrzeuges ver-
bleiben.

(2) Weiters sind von diesen Abgaben und
Steuern mit Ausnahme der für geleistete Dienste
zu entrichtenden Gebühren befreit:

a) Bordvorräte, die in dem Gebiet eines Ver-
tragschließenden Teiles an Bord genommen
werden, innerhalb der durch die Behörden
des genannten Vertragschließenden Teiles
festgelegten Grenzen, zur Verwendung an
Bord eines auf einer festgelegten Flugstrecke
des anderen Vertragschließenden Teiles ein-
gesetzten Luftfahrzeuges;

b) Ersatzteile, die zur Wartung oder Repa-
ratur von Luftfahrzeugen, die von dem
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
des anderen Vertragschließenden Teiles auf
einer festgelegten Flugstrecke verwendet
werden, in das Gebiet eines Vertragschlie-
ßenden Teiles eingeführt werden;
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c) Kraft- und Schmierstoffe, die als Vorrat für
Luftfahrzeuge, die von dem namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen des anderen
Vertragschließenden Teiles auf einer fest-
gelegten Flugstrecke verwendet werden, be-
stimmt sind, selbst wenn diese Vorräte auf
dem Flug über dem Gebiet jenes Vertrag-
schließenden Teiles, in dem sie an Bord
genommen wurden, verbraucht werden.

Es kann verlangt werden, daß die in den Ab-
sätzen a), b) und c) genannten Gegenstände unter
Zollaufsicht oder Kontrolle verbleiben.

(3) Die gewöhnliche Bordausrüstung sowie die
an Bord des Luftfahrzeuges eines Vertragschlie-
ßenden Teiles verbleibenden Gegenstände und
Vorräte dürfen im Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles nur mit Zustimmung der
Zollbehörden dieses Gebietes ausgeladen werden.
In einem solchen Fall können sie bis zur Wieder-
ausfuhr oder anderweitigen Verfügung gemäß
den Zollvorschriften unter Aufsicht der ge-
nannten Behörden gestellt werden.

Artikel 8. Direkter Transitverkehr
Passagiere, die das Gebiet eines Vertragschlie-

ßenden Teiles durchfliegen, werden nur einer sehr
vereinfachten Zollkontrolle unterzogen. Gepäck
und Fracht im direkten Transitverkehr sind von
Zöllen und anderen ähnlichen Abgaben befreit.

Artikel 9. Beförderungstarife
(1) Die von dem Fluglinienunternehmen eines

Vertragschließenden Teiles für die Beförderung in
das oder aus dem Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles einzuhebenden Tarife müssen
angemessen sein, unter gebührender Berücksich-
tigung aller erheblichen Faktoren einschließlich
der Betriebskosten, eines angemessenen Gewinnes
und der Tarife anderer Fluglinienunternehmen
auf denselben Strecken.

(2) Die in Absatz 1 dieses Artikels genannten
Tarife sind, wenn möglich, zwischen den betei-
ligten namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
beider Vertragschließender Teile nach Fühlung-
nahme mit anderen Fluglinienunternehmen, wel-
che die ganze oder einen Teil dieser Strecke
befliegen, zu vereinbaren; eine solche Verein-
barung ist, wenn möglich, durch das Tariffestset-
zungsverfahren des Internationalen Luftverkehrs-
verbandes zu treffen.

(3) Die auf diese Weise vereinbarten Tarife sind
den Luftfahrtbehörden der Vertragschließenden
Teile spätestens dreißig Tage vor dem vorgeschla-
genen Zeitpunkt ihrer Einführung zur Geneh-
migung vorzulegen; in besonderen Fällen kann
diese Zeitbeschränkung vorbehaltlich der Zustim-
mung der erwähnten Behörden herabgesetzt
werden.

(4) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Ab-
satzes 3 dieses Artikels tritt ein Tarif, der von
den Luftfahrtbehörden eines Vertragschließenden
Teiles nicht genehmigt wurde, nicht in Kraft.
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(5) Die gemäß den Bestimmungen dieses Ar-
tikels festgelegten Tarife bleiben so lange in Kraft,
bis neue Tarife gemäß den Bestimmungen dieses
Artikels erstellt worden sind.

(6) Können die namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmen sich nicht auf einen dieser Tarife
einigen oder kann aus einem anderen Grund ein
Tarif gemäß den Bestimmungen des Absatzes 2
dieses Artikels nicht festgelegt werden oder gibt
ein Vertragschließender Teil dem anderen wäh-
rend der ersten fünfzehn Tage des in Absatz 3
dieses Artikels genannten dreißigtägigen Zeit-
raumes seine Unzufriedenheit mit einem gemäß
den Bestimmungen des Absatzes 2 dieses Artikels
vereinbarten Tarife bekannt, so sollen die Luft-
fahrtbehörden der Vertragschließenden Teile ver-
suchen, den Tarif im gegenseitigen Einvernehmen
festzulegen.

(7) Können die Luftfahrtbehörden sich nicht
über die Genehmigung eines gemäß Absatz 3 dieses
Artikels vorgelegten Tarifs oder über die Fest-
setzung eines Tarifs gemäß Absatz 6 einigen, so
ist die Meinungsverschiedenheit nach den Be-
stimmungen des Artikels 15 des vorliegenden Ab-
kommens beizulegen.

Artikel 10. Flughafen- und ähnliche Gebühren

Die Gebühren, die von einem der Vertragschlie-
ßenden Teile für die Benützung von Flughäfen
und anderen Einrichtungen durch Luftfahrzeuge
des namhaft gemachten Fluglinienunternehmens
des anderen Vertragsstaates eingehoben werden,
sollen nicht höher sein als jene, die von seinen
nationalen Luftfahrzeugen, welche internationale
Fluglinien betreiben, bezahlt werden.

Artikel 11. Statistik

Die Luftfahrtbehörden eines Vertragschließen-
den Teiles haben den Luftfahrtbehörden des an-
deren Vertragschließenden Teiles auf deren Er-
suchen alle statistischen Unterlagen über das nam-
haft gemachte Fluglinienunternehmen zu über-
mitteln, die billigerweise zum Zwecke der Über-
prüfung des auf den im Anhang zum vorlie-
genden Abkommen festgelegten Flugstrecken von
dem namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
des ersteren Vertragschließenden Teiles bereit-
gestellten Beförderungsangebotes gefordert wer-
den können. Derartige Unterlagen sollen alle
Angaben umfassen, die zur Feststellung des Ver-
kehrsumfanges sowie der Herkunft und Bestim-
mung dieses Verkehrs erforderlich sind.

Artikel 12. Beratungen

Im Geiste einer engen Zusammenarbeit sollen
sich die Luftfahrtbehörden der Vertragschließen-
den Teile von Zeit zu Zeit beraten, um die An-
wendung und zufriedenstellende Erfüllung der
Bestimmungen des vorliegenden Abkommens und
dessen Anhanges zu gewährleisten.
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Artikel 13. Abänderungen

(1) Wenn einer der Vertragschließenden Teile
es für wünschenswert hält, irgendeine Bestim-
mung des vorliegenden Abkommens abzuändern,
so kann er um Beratung mit dem anderen Ver-
tragschließenden Teil ersuchen; eine solche Be-
ratung, welche zwischen den Luftfahrtbehörden
auf mündlichem oder schriftlichem Wege statt-
finden kann, hat innerhalb eines Zeitraumes von
sechzig Tagen nach dem Zeitpunkt des Ersuchens
zu beginnen. Alle auf diese Weise vereinbarten
Abänderungen treten nach ihrer Bestätigung
durch diplomatischen Notenwechsel in Kraft.

(2) Abänderungen des Anhanges zum vorliegen-
den Abkommen können durch unmittelbare Ver-
einbarung zwischen den zuständigen Luftfahrt-
behörden der Vertragschließenden Teile erfolgen
und treten nach Durchführung des diplomatischen
Notenwechsels in Kraft.

Artikel 14. Anpassung an multilaterale Ab-
kommen

Das vorliegende Abkommen und dessen An-
hang werden in der Weise geändert werden, daß
sie jedem multilateralen Abkommen, durch
welches die beiden Vertragschließenden Teile ge-
bunden werden, entsprechen.

Artikel 15. Beilegung von Meinungsverschieden-
heiten

(1) Wenn zwischen den Vertragschließenden
Teilen über die Auslegung oder Anwendung des
vorliegenden Abkommens eine Meinungsverschie-
denheit entsteht, haben die Vertragschließenden
Teile zunächst zu versuchen, diese im Verhand-
lungswege beizulegen.

(2) Kommen die Vertragschließenden Teile auf
dem Verhandlungswege zu keiner Einigung, kön-
nen sie übereinkommen, die Meinungsverschie-
denheiten einer Person oder Körperschaft zur
Entscheidung zu übergeben, oder kann die Mei-
nungsverschiedenheit auf Ersuchen eines der Ver-
tragschließenden Teile einem Schiedsgericht von
drei Schiedsrichtern, von denen je einer von einem
Vertragschließenden Teil namhaft zu machen und
der dritte von den beiden so ernannten Schieds-
richtern zu bestimmen ist, zur Entscheidung vor-
gelegt werden. Jeder der Vertragschließenden
Teile hat innerhalb von sechzig Tagen vom Zeit-
punkt des Eingangs einer diplomatischen Note
des einen Vertragschließenden Teiles beim an-
deren, in der um eine schiedsrichterliche Entschei-
dung über die Meinungsverschiedenheit ersucht
wird, einen Schiedsrichter namhaft zu machen;
der dritte Schiedsrichter ist innerhalb von wei-
teren sechzig Tagen zu bestimmen. Wenn einer
der Vertragschließenden Teile verabsäumt, inner-
halb der festgelegten Zeit einen Schiedsrichter
namhaft zu machen, oder wenn der dritte Schieds-
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richter nicht innerhalb des festgesetzten Zeit-
raumes ernannt wird, so kann jeder der Ver-
tragschließenden Teile den Präsidenten des Rates
der ICAO ersuchen, einen oder mehrere Schieds-
richter, wie es der Fall erfordert, namhaft zu
machen. In einem solchen Fall muß der dritte
Schiedsrichter Staatsbürger eines dritten Staates
sein und hat als Präsident des Schiedsgerichtes
zu fungieren.

(3) Die Vertragschließenden Teile verpflichten
sich, jede nach Absatz 2 dieses Artikels ergangene
Entscheidung zu befolgen.

(4) Die Kosten des Schiedsgerichtsverfahrens
werden von den Vertragschließenden Teilen zu
gleichen Teilen getragen.

Artikel 16. Kündigung
Jeder der Vertragschließenden Teile kann jeder-

zeit dem anderen Vertragschließenden Teil seinen
Entschluß bekanntgeben, das vorliegende Abkom-
men zu kündigen; eine solche Benachrichtigung
ist gleichzeitig der ICAO zur Kenntnis zu brin-
gen. In einem solchen Fall läuft das Abkommen
sechs Monate nach dem Zeitpunkt des Eintreffens
der Kündigung beim anderen Vertragschließen-
den Teil ab, sofern sie nicht vor Ablauf dieses
Zeitraumes durch Übereinkommen zurückge-
zogen wird. Wenn keine Empfangsbestätigung
durch den anderen Vertragschließenden Teil er-
folgt, gilt die Kündigung als vierzehn Tage nach
Empfang durch die ICAO eingegangen.

Artikel 17. Registrierung
Das vorliegende Abkommen, jede Abänderung

und jeder Notenaustausch sind der Internatio-
nalen Zivilluftfahrtorganisation zur Registrie-
rung bekanntzugeben.

Artikel 18. Inkrafttreten
(1) Das Abkommen tritt am Tage seiner Unter-

zeichnung in Kraft.
(2) Die Königlich Griechische Regierung wird

die Österreichische Bundesregierung in angemes-
sener Zeit von der Ratifikation des vorliegenden
Abkommens durch das griechische Parlament ver-
ständigen und die Österreichische Bundesregierung
wird das Abkommen von dem Zeitpunkt an als
definitiv betrachten, an dem es diese Benachrich-
tigung erhalten hat.

Zu Urkund dessen haben die Unterfertigten,
von ihren Regierungen hiezu ordnungsgemäß
bevollmächtigt, das vorliegende Abkommen
unterzeichnet.

Geschehen in doppelter Ausfertigung in eng-
lischer Sprache zu Wien, am 15. Jänner 1962.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Kreisky m. p.

Für die Königlich Griechische Regierung:
Christodoulou m. p.
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ANHANG
A) Das von der Österreichischen Bundesregie-

rung namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
ist berechtigt, auf den in der Folge festgelegten
Strecken Fluglinien in beiden Richtungen zu
betreiben:

1. Punkte in Österreich — wahlweise über einen
oder zwei Zwischenpunkte nach Athen und/
oder Saloniki.

2. Punkte in Österreich — wahlweise über
einen oder zwei Zwischenpunkte nach Athen
und darüber hinaus.

B) Das von der Königlich Griechischen Regie-
rung namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
ist berechtigt, auf den in der Folge festgelegten
Strecken Fluglinien in beiden Richtungen zu be-
treiben:

1. Punkte in Griechenland — wahlweise über
einen oder zwei Zwischenpunkte nach Wien
und/oder Salzburg.

2. Punkte in Griechenland — wahlweise über
einen oder zwei Zwischenpunkte nach Wien
und darüber hinaus.

Die Zwischenpunkte und die Punkte darüber
hinaus werden zu einem späteren Zeitpunkt durch
Vereinbarung der Luftfahrtbehörden der beiden
Vertragschließenden Teile festgelegt.

Das vorliegende Abkommen ist gemäß seinem Artikel 18 Absatz 1 am 15. Jänner 1962 in
Kraft getreten. Das Königlich Griechische Außenministerium hat der Österreichischen Botschaft
in Athen gemäß Artikel 18 Absatz 2 mit Note vom 19. Juni 1963 mitgeteilt, daß das Abkommen
vom griechischen Parlament ratifiziert worden ist.

Gorbach

2 2 5 .

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER VOLKSREPUBLIK
UNGARN ÜBER DIE ZUSAMMEN-
ARBEIT AUF DEM GEBIETE DES PFLAN-

ZENSCHUTZES.

Die Republik Österreich und die Volksrepublik
Ungarn — im folgenden als Vertragschließende
Teile bezeichnet — sind, vom Wunsche geleitet,
eine enge Zusammenarbeit in allen Fragen des
Pflanzenschutzes zur Verhütung der Verbreitung
und Einschleppung von Pflanzenkrankheiten und
Pflanzenschädlingen zu gewährleisten — und
zwar insbesondere mittels gemeinsamer Planung
erfolgversprechender Maßnahmen zur Bekämp-
fung besonders gefährlicher Pflanzenkrankheiten
und Pflanzenschädlinge im Grenzgebiete, gegen-
seitiger Erteilung von Auskünften über deren
Auftreten, gegenseitigen Austausches von Erfah-
rungen und Erkenntnissen betreffend den Pflan-



2246 67. Stück — Ausgegeben am 6. September 1963 — Nr. 225

zenschutz sowie unverzüglicher Mitteilung dies-
bezüglicher Gesetze und Verordnungen —, wie
folgt übereingekommen:

Artikel 1.

Folgende Pflanzenkrankheiten und -Schädlinge
gelten als besonders gefährlich:

1. der Feuerbrand (Erwinia amylovora),

2. der Kartoffelnematode (Heterodera rosto-
chiensis),

3. die Kartoffelmotte (Phthorimaea oper-
culella),

4. der Kartoffelkrebs (Synchytrium endobio-
ticum),

5. der weiße Bärenspinner (Hyphantria cunea),

6. der Blauschimmel des Tabaks (Peronospora
tabacina),

7. die Rübenmotte (Phthorimaea ocellatella)
(Gnorimoschema),

8. Viruskrankheiten von Obstgehölzen,

9. die Mittelmeer-Fruchtfliege (Ceratitis capi-
tata).

Dieses Verzeichnis kann einvernehmlich von
den Vertragschließenden Teilen ergänzt oder ab-
geändert werden.

Artikel 2.

Die Vertragschließenden Teile werden, soweit
dies nach ihren innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften möglich ist, die in dem anderen Staat
geltenden phytosanitären Ein- und Durchfuhr-
bestimmungen berücksichtigen. Über alle Sen-
dungen von Pflanzen, Pflanzenteilen und Pflan-
zenerzeugnissen, die Träger von Quarantäne-
Schädlingen und Krankheiten sind, wird bei der
Ausfuhr beziehungsweise Durchfuhr derselben
von der zuständigen Pflanzenschutzdienststelle
eine Bescheinigung ausgestellt, wenn auf Grund
einer gewissenhaften phytosanitären Untersuchung
festgestellt wurde, daß die Sendung nicht von
Quarantäre-Schädlingen und Krankheiten befal-
len ist.

Artikel 3.

Die Vertragschließenden Teile verpflichten sich,
alle für notwendig gehaltenen Maßnahmen zur
Verhütung der Einschleppung von gefährlichen
Schädlingen und Krankheiten in das Staatsgebiet
des anderen Vertragschließenden Teiles zu treffen.

Artikel 4.

Die Vertragschließenden Teile verpflichten sich,
zur wirksamen Bekämpfung der Mittelmeer-
Fruchtfliege und des weißen Bärenspinners, falls
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sie im Staatsgebiet der Vertragspartner in gefahr-
bringender Anzahl auftreten, folgende Maßnah-
men zu ergreifen:

Eine 30 km breite Zone entlang der gemein-
samen Staatsgrenze wird von jedem der beiden
Vertragspartner auf seinem Staatsgebiet in regel-
mäßigen Zeitabständen nach Mittelmeer-Frucht-
fliegen und weißen Bärenspinnern untersucht. Bei
Befall durch einen dieser Schädlinge sind in der
betreffenden Grenzzone unverzüglich die geeig-
neten Schädlingsbekämpfungsmaßnahmen durch-
zuführen.

Artikel 5.

Die Vertragschließenden Teile verpflichten sich,
zur Verhütung der Gefährdung durch die im
Artikel 1 aufgezählten Krankheiten und Schäd-
linge

1. dem anderen Vertragschließenden Teil jähr-
lich, spätestens bis 1. Dezember, einen ausführ-
lichen Bericht über das Auftreten und die Ver-
breitung solcher Krankheiten und Schädlinge im
betreffenden Jahr, möglichst unter Angabe der
befallenen Gebiete (Städte, Gemeinden), sowie
der getroffenen Bekämpfungsmaßnahmen zu
übermitteln und darüber hinaus über das Auf-
treten von Krankheiten und Schädlingen, denen
besondere Schadensbedeutung zukommt, eine so-
fortige Mitteilung zu machen;

2. die Bevölkerung über das Schadensbild, die
Eigentümlichkeiten und die Bekämpfung der er-
wähnten Krankheiten und Schädlinge zu unter-
richten;

3. die Bekämpfung dieser Krankheiten und
Schädlinge unter möglichster Berücksichtigung
der neuesten wissenschaftlichen und praktischen
Erkenntnisse durchzuführen.

Artikel 6.

Die Vertragschließenden Teile vereinbaren,
zum Austausch von Erfahrungen im Rahmen
dieses Abkommens mindestens alle zwei Jahre
abwechselnd in einem der beiden Vertragsländer
ein Zusammentreffen der Pflanzenschutzdienste
vorzusehen.

Die Zentralen Pflanzenschutzdienststellen der
Vertragschließenden Teile können sich in Fragen
der Durchführung von Pflanzenschutzmaßnahmen
im Sinne dieses Abkommens einschließlich der
Berichterstattung unmittelbar miteinander in
Verbindung setzen.

Artikel 7.
Das Recht der Vertragschließenden Teile, einer

internationalen Pflanzenschutzorganisation oder
einem internationalen Pflanzenschutzabkommen
beizutreten, wird durch dieses Abkommen nicht
berührt.
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Artikel 8.

Dieses Abkommen tritt 30 Tage nach seiner
Unterzeichnung in Kraft. Das Abkommen bleibt
fünf Jahre in Geltung. Seine Geltungsdauer ver-
längert sich um weitere fünf Jahre, wenn es
nicht spätestens ein Jahr vor seinem Ablauf von
einem der Vertragschließenden Teile gekündigt
wird.

Geschehen in Budapest, am 9. Juli 1963, in je
zwei Originalausfertigungen in deutscher und
ungarischer Sprache, die beide in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
S. Koller m. p.

Für die Volksrepublik Ungarn:
J. Keserü m. p.

Das vorliegende Abkommen ist gemäß seinem Artikel 8 am 8. August 1963 in Kraft getreten.

Gorbach


